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ZPO 
 

Mahnverfahren 

§ 244. (1) In Rechtsstreitigkeiten über Klagen, mit denen ausschließlich die 
Zahlung eines 75 000 Euro nicht übersteigenden Geldbetrags begehrt wird, hat das 
Gericht ohne vorhergehende mündliche Verhandlung und ohne Vernehmung des 
Beklagten einen durch die Unterlassung des Einspruchs bedingten Zahlungsbefehl 
zu erlassen, sofern nicht ein Zahlungsauftrag zu erlassen ist (§§ 555 bis 559). 

(2) Ein Zahlungsbefehl darf nicht erlassen werden, wenn 

 1. die Klage zurückzuweisen ist; 

 2. die Forderung nach den Angaben in der Klage oder offenkundig (§ 269) nicht 
klagbar, noch nicht fällig, von einer Gegenleistung abhängig oder der Beklagte 
unbekannten Aufenthalts ist; 

 3. der Beklagte seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz im Ausland 
hat; 

 4. die Klage unschlüssig ist. 

 

§ 245. (1) Hat eine Partei durch unrichtige oder unvollständige Angaben in der 
Klage die Erlassung eines bedingten Zahlungsbefehls über eine oder mehrere 
Forderungen samt Zinsen oder bestimmter Kosten erschlichen oder zu erschleichen 
versucht, insbesondere durch die Geltendmachung einer Nebenforderung im Sinne 
des § 54 Abs. 2 JN als Teil der Hauptforderung, ohne dies gesondert anzuführen, so 
hat das Gericht über sie eine Mutwillensstrafe von mindestens 100 Euro zu 
verhängen. 

(2) Vermutet das Gericht insbesondere schon auf Grund der Klagsangaben, dass 
ein solcher bedingter Zahlungsbefehl erschlichen werden soll, so kann die Klage mit 
der Anweisung zurückgestellt werden, die gleichzeitig zu bezeichnenden, für die 
Entkräftung der Vermutung erheblichen tatsächlichen Angaben zu machen. 

(3) Wird der Anweisung trotz vorheriger Bekanntgabe des drohenden Nachteils 
nicht oder nicht ausreichend entsprochen, so ist die anhängige beziehungsweise 
wieder eingebrachte Klage zurückzuweisen. 

(4) Gegen die nach Abs. 2 ergangenen Beschlüsse ist ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht statthaft. 

 

§ 246. Der Zahlungsbefehl hat neben den für Beschlüsse geforderten Angaben 
zu enthalten: 

 1. die Aufschrift “Bedingter Zahlungsbefehl”; 

 2. den Auftrag an den Beklagten, binnen 14 Tagen nach Zustellung des 
Zahlungsbefehls bei sonstiger Exekution die Forderung samt Zinsen und die 
vom Gericht bestimmten Kosten zu zahlen oder, wenn er die geltend 
gemachten Ansprüche bestreitet, gegen den Zahlungsbefehl binnen vier 
Wochen Einspruch zu erheben; werden mehrere Forderungen eingeklagt, so 
sind diese gesondert anzuführen; 

 3. den Beisatz, dass der Zahlungsbefehl nur durch Erhebung des Einspruchs 
außer Kraft gesetzt werden kann; 

 4. die Belehrung, dass der Einspruch den Inhalt der Klagebeantwortung haben 
muss und die Vertretung durch einen Rechtsanwalt geboten ist; 
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 5. den Hinweis, dass im Fall der Erhebung des Einspruchs das ordentliche 
Verfahren über die Klage stattfinden wird. 

 

§ 247. (1) Zahlungsbefehle können in gekürzter Form und mit Benützung einer 
Ausfertigung der Klage oder einer Rubrik ausgefertigt werden. Für diejenigen Fälle, 
für die keine Verordnung nach § 250 gilt, ist das Nähere durch Verordnung so zu 
regeln, dass die leichte und sichere Erfassbarkeit des Inhalts des Zahlungsbefehls 
für die Parteien gewährleistet ist und überflüssiger Arbeitsaufwand bei der 
Herstellung der Ausfertigungen vermieden wird. 

(2) Der Zahlungsbefehl ist dem Beklagten mit der Klage zuzustellen. 

(3) Gegen die Erlassung des Zahlungsbefehls ist ein Rechtsmittel nicht zulässig, 
doch kann die im Zahlungsbefehl enthaltene Kostenentscheidung mit Rekurs 
angefochten werden. 

 

§ 248. (1) Gegen den Zahlungsbefehl steht dem Beklagten der Einspruch zu. 
Dieser hat den Inhalt einer Klagebeantwortung zu haben. 

(2) Die Einspruchsfrist beträgt vier Wochen; sie kann nicht verlängert werden. Sie 
beginnt mit der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung des Zahlungsbefehls an den 
Beklagten. 

 

§ 249. (1) Mit der rechtzeitigen Erhebung des Einspruchs tritt der Zahlungsbefehl 
außer Kraft, soweit sich der Einspruch nicht ausdrücklich nur gegen einen Teil des 
Klagebegehrens richtet. Verspätet erhobene Einsprüche sind ohne Verhandlung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

(2) Ist ordnungsgemäß Einspruch erhoben worden, so hat der Vorsitzende nach 
den §§ 257 ff vorzugehen. 

(3) Auf die Zurücknahme des Einspruchs finden die Vorschriften über die 
Zurücknahme der Berufung (§ 484) entsprechende Anwendung. 

 

§ 250. (1) Das Mahnverfahren kann mit Hilfe automationsunterstützter 
Datenverarbeitung durchgeführt werden. 

(2) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, zur Ermöglichung einer 
zweckmäßigeren Behandlung der Eingaben (§ 74) im Mahnverfahren mit Verordnung 
Formblätter einzuführen, deren sich der Kläger bei solchen Eingaben zu bedienen 
hat. Diese Formblätter sind so auszugestalten, dass sie der Kläger auch leicht und 
sicher verwenden kann. 

 

§ 251. Für das Mahnverfahren, das mit Hilfe automationsunterstützter 
Datenverarbeitung durchgeführt wird, gelten folgende Besonderheiten: 

 1. Klagen und andere Schriftsätze im Mahnverfahren können in einfacher 
Ausfertigung und ohne Beibringung von Rubriken überreicht werden; § 81 
Abs. 1 bleibt unberührt. 

 2. An die Stelle der Zustellung der Klage tritt die Zustellung des Zahlungsbefehls, 
wenn dieser den Klagsinhalt vollständig wiedergibt oder ihm eine Abschrift der 
Klage sowie die vom Kläger vorzulegenden (§ 81 Abs. 1) Abschriften ihrer 
Beilagen angeschlossen sind; das gilt sinngemäß für andere Anträge im 
Mahnverfahren und die hierüber ergehenden Beschlüsse. 
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 3. Ergeht ein Auftrag zur Verbesserung einer Eingabe (§ 84), weil sich der Kläger 
nicht des hiefür eingeführten Formblatts bedient hat, so ist diesem Auftrag das 
entsprechende Formblatt anzuschließen. 

 4. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 128/2004) 

 5. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 128/2004) 

 

Europäisches Mahnverfahren 

§ 252. (1) Soweit die Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 zur Einführung eines 
Europäischen Mahnverfahrens, ABl. Nr. L 399 vom 30.12.2006 S. 1, nicht anderes 
anordnet, sind die für den jeweiligen Verfahrensgegenstand geltenden 
Verfahrensvorschriften anzuwenden. 

(2) Für die Durchführung des Mahnverfahrens ist ausschließlich das 
Bezirksgericht für Handelssachen Wien zuständig. Der Antrag auf Erlassung eines 
Europäischen Zahlungsbefehls ist einer Klage gleichzuhalten. 

(3) Nach Einlangen eines fristgerechten Einspruchs hat das Gericht diesen dem 
Antragsteller mit der Aufforderung zuzustellen, binnen einer Frist von 30 Tagen das 
für die Durchführung des ordentlichen Verfahrens zuständige Gericht namhaft zu 
machen, sofern das Verfahren nicht gemäß Art. 7 Abs. 4 der Verordnung zu beenden 
ist. Macht der Antragsteller fristgerecht ein Gericht namhaft, so ist die Rechtssache 
an dieses zu überweisen. Die Streitanhängigkeit wird durch die Überweisung nicht 
aufgehoben. Die Prüfung der Zuständigkeit obliegt dem Gericht, an das die 
Rechtssache überwiesen wurde. Macht der Antragsteller innerhalb der Frist kein 
Gericht namhaft, so ist die Klage zurückzuweisen. 

(4) Nach Überweisung der Rechtssache nach Abs. 3 hat das Gericht nach §§ 257 
ff vorzugehen. Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes hat der Beklagte 
vorzubringen, bevor er sich in die Verhandlung über die Hauptsache einlässt. Nach 
Einlassung des Beklagten zur Hauptsache kann die Unzuständigkeit des Gerichts 
nur unter den Voraussetzungen des § 240 berücksichtigt werden. 

(5) Das für die Durchführung des Mahnverfahrens zuständige Gericht ist auch für 
die Überprüfung nach Art. 20 der Verordnung zuständig. Für Anträge nach Art. 20 
Abs. 1 der Verordnung gelten die §§ 149 und 153 entsprechend, für Anträge nach 
Art. 20 Abs. 2 gilt § 149 entsprechend. Erklärt das Gericht den Europäischen 
Zahlungsbefehl nach Art. 20 Abs. 1 der Verordnung für nichtig, so ist, sofern der 
Antragsteller nicht eine Erklärung nach Art. 7 Abs. 4 der Verordnung abgegeben hat, 
das ordentliche Verfahren einzuleiten. Liegt eine Erklärung nach Art. 7 Abs. 4 der 
Verordnung vor oder erklärt das Gericht den Europäischen Zahlungsbefehl nach 
Art. 20 Abs. 2 der Verordnung für nichtig, so ist das Verfahren beendet. Eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach den §§ 146 ff findet wegen 
Versäumung der Frist nach Art. 16 Abs. 2 der Verordnung nicht statt. Eine 
Nichtigkeits- oder Wiederaufnahmsklage kann nicht erhoben werden. 

(6) Auf die Frist zur Erhebung eines Einspruchs gegen einen Europäischen 
Zahlungsbefehl hat die verhandlungsfreie Zeit keinen Einfluss. 

(7) Wird der Antrag nach Art. 10 der Verordnung geändert, so gilt er für den 
verbleibenden Teil der Forderung als ohne Verzicht auf den Anspruch 
zurückgenommen. 
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Artikel 24 

Sofern das Gericht eines Mitgliedstaats nicht bereits nach anderen Vorschriften 
dieser Verordnung zuständig ist, wird es zuständig, wenn sich der Beklagte vor ihm 
auf das Verfahren einlässt. Dies gilt nicht, wenn der Beklagte sich einlässt, um den 
Mangel der Zuständigkeit geltend zu machen oder wenn ein anderes Gericht 
aufgrund des Artikels 22 ausschließlich zuständig ist. 

 


